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A. Mündliche Fragen gemäß I. der Richtlinien 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


1 . Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß entgegen den 
Lattmann Bestimmungen, die Schulen des Bundes und öffent- 

(SPD) liehe Dienststellen zu parteipolitischer Neutralität 

verpflichten, das Organ der CSU, der ,3ayern- 
Kurier“, z. B. an folgenden Stellen regelm^ig auf- 
liegt: in der Truppenbücherei der Technischen 
Schule der Luftwaffe in Kaufbeuren, ferner im 
Postverteiler des 7. Femmelde-Lehr-Versuchsregi- 
ments 6 1 . Kaufbeuren, und falls ja, wird die Bundes- 
regierung bei Dienststellen, die ihr unterstellt sind, 
für Abstellung dieser einseitigen Unterrichtung 
sorgen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 


2. Abgeordneter 
Dr. Waigel 
(CDU/CSU) 


In welchen Bundesländern sind bisher (wann und 
in welchem Umfang) Bewilligungen von Förde- 
rungsmaßnahmen auf Grund des Sonderprogramms 
,, Wohnungsmodernisierung“ (gemäß dem von der 
Bundesregierung am 27. August 1975 beschlossenen 
Programm zur Stärkung von Bäu- und anderen 
Investitionen) gegenüber den Antragstellern ausge- 
sprochen worden? 


3 Abgeordneter Worauf beruhen die eingetretenen Verzögerungen? 
Dr. Waigel 
(C DU/CSU) 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 


4. Abgeordneter 
Dr. Hammans 
(CDU/CSU) 


Treffen die Mitteilungen von Professor Leyhausen 
auf einer öffentlichen Veranstaltung des Bundes 
gegen den Mißbrauch der Tiere e. V. vom 25. No- 
vember 1975 in Bonn-Bad Godesberg zu, nach 
denen in Großbritannien Käfige für Legehennen 
entwickelt worden sind, die sowohl den Tierschutz 
als auch volkswirtschaftliche Gesichtspunkte be- 
rücksichtigen, und sind damit die in Auftrag gegebe- 
nen Forschungsaufträge über Verhaltensnormen 
von Geflügel bei der Käfighaltung überflüssig? 
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5. Abgeordneter 
Eigen 

(CDü/CSü) 


Aus welchem Grund hat sich der Bundesernäh- 
rungsminister schon Monate vor den Preisverhand- 
iungen der EG in Brüssel für differenzierte Preise 
und damit für eine Senkung des Grenzausgleichs 
ausgesprochen, und in welcher Weise soll diese 
Handlungsweise den Interessen der deutschen 
Landwirtschaft dienen? 


6. Abgeordneter In welcher Weise würde sich nach Meinung der 
Eigen Bundesregierung die Vereinheitlichung der Inter- 

(CDU/CSU) ventionspreise für alle Getreidesorten auf einen 

korrigierten Gerstenpreis auf den Getreidemarkt 
getrennt nach Getreidesorten und Erzeugergebieten 
auswirken? 


7. Abgeordneter 
Röhner 
(CDU/CSU) 


8 . 


Abgeordneter 

Röhner 


(CDU/CSU) 


9. 


Abgeordneter 

Kiechle 


(CDU/CSU) 


10. Abgeordneter 
Kiechle 
(CDU/CSU) 


Treffen Mitteilungen zu, daß die Auszahlung der 
EG-Erzeugerprämie Schlachtrinder über das Bundes- 
amt für Ernährung und Forstwirtschaft in Frankfurt 
im Vergleich zu einer Auszahlung über die Land- 
wirtschaftsverwaltungen der Länder zu erheblichen 
Mehrkosten des Bundes und der Länder führt, die 
z. B. im Bereich des Freistaats Bayern im Zeitraum 
vom Mai 1975 bis März 1976 weit über 400 000 DM 
betragen sollen? 

Kann die Bundesregierung bestätigen, daß sich 
durch die Abwicklung der EG-Erzeugerprämie 
über das Bundesamt für Ernährung und Forstwirt- 
schaft im Vergleich zu einer Abwicklung über die 
Landwirtschaftsverwaltungen der Länder die Aus- 
zahlung der Prämie an die Erzeuger zum Teil erheb- 
lich verzögert? 

Ist der Bundesregierung bekannt, ob seit Wochen 
beim Bundesamt für Ernährung und Forstwirt- 
schaft in Frankfurt über 100 000 Schlachtkarten 
aus Bayern unerledigt liegen? 

Ist die Bundesregierung bereit, im Interesse einer 
Verbilligung und Beschleunigung eine Überprüfung 
des bisherigen Verfahrens umgehend vorzunehmen? 


11 . 


Abgeordneter 

Horstmeier 


(CDU/CSU) 


Welche Gründe sprechen dafür, Bundesleistungen 
der sozialen Sicherung im Einzelplan 1 0 (Geschäfts- 
bereich des Bundesministers für Ernährung, Land- 
wirtschaft und Forsten) zu führen anstatt im Einzel- 
plan 1 1 (Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung), und sind Änderungen 
vorgesehen? 


Geschäftsbereich des Bundesmiiiisters für 
Arbeit und Sozialordnung 

12. Abgeordneter Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß erst die 
Werner Unterzeichnung der jüngst getroffenen ,,Vereinba- 

(CDU/CSU) rung über die pauschale Abgeltung von Renten- 

ansprüchen“ zwischen der Bundesrepublik Deutsch- 
land und der Volksrepublik Polen eine rechtliche 
Grundlage für die pauschale wechselseitige Ab- 
geltung von Ansprüchen geschaffen hat, und falls 
nein, welche rechtlichen Grundlagen liegen dann 
der Vereinbarung zugrunde? 
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13. Abgeordneter Wie groß ist nach den Schätzungen der Bundes- 

Freiherr regierung die Zahl derjenigen Fälle zu veranschlagen, 

von Fircks in denen durch das deutsch-polnische Rentenab- 

(CDU/CSU) kommen im Bundesgebiet lebende Personen nicht- 

deutscher Volkszugehörigkeit einen Rentenanspruch 
auf Grund von Versicherungs- und Beschäftigungs- 
zeiten in Polen oder in den derzeit unter polnischer 
Verwaltung stehenden deutschen Ostgebieten gegen- 
über Versicherungsträgern in der Bundesrepublik 
Deutschland geltend machen können, und welche 
finanzielle und arbeitsmäßige Belastung wird sich 
hieraus für die deutschen Versicherungsanstalten 
ergeben? 

14, Abgeordneter Welche Änderungen und Ergänzungen der in der 

Freiherr Bundesrepublik Deutschland geltenden sozialver- 

von Fircks sicherungsrechtlichen Bestimmungen, insbesondere 

(CDU/CSU) auch des Fremdrentenrechts, werden nach Auf- 

fassung der Bundesregierung notwendig sein, um 
den Erfordernissen des deutsch-polnischen Renten- 
abkommens insoweit und darüberhinausgehend in 
bezug auf die Rentenansprüche von Deutschen mit 
ständigem Aufenthalt in Polen oder in den derzeit 
polnisch verwalteten deutschen Ostgebieten Rech- 
nung zu tragen? 


1 5 . Abgeordneter 
Ey 

(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß von Fach- 
institutionen der Sicherheitsgewinn durch die 
Einführung der DIN 31001 als ,, nicht nennens- 
wert“ beurteilt wird, und wie begründet die Bun- 
desregierung die Ablehnung der Erstellung von 
Fachbereichsnormen? 

Ist die Bundesregierung bereit, die Tätigkeit des 
landwirtschaftlichen Betriebshelfers zukünftig als 
Ersatzdienst für Wehrdienstverweigerer anzuer- 
kennen? 

Sind der Bundesregierung Fälle bekannt, in denen 
kassen ärztliche Vereinigungen die Errichtung eines 
Ärztezentrums davon abhängig gemacht haben, 
daß ihnen gemeindeeigene Grundstücke weit unter 
dem amtlich festgestellten Verkehrsv^^ert verkauft 
würden, und wie gedenkt die Bundesregierung 
sicherzustellen, daß die ärztliche Versorgung insbe- 
sondere der Bevölkerung in ländlichen Räumen in 
jedem Fall gewährleistet wird und nicht von der 
Finanzkraft einer Kommune abhängig gemacht 
werden kann? 

Wieviel Kindergeldfälle, bei denen die nach dem 
Bundeskindergeldgesetz notwendigen Beweismittel 
bislang nicht Vorlagen, müssen im Zusammenhang 
mit der Neuordnung des Familienlastenausgleichs 
von der Arbeitsverwaltung überprüft werden? 


19. Abgeordneter 

Dr. Wernitz 
(SPD) 


18. Abgeordneter 
Engholm 
(SPD) 


17. Abgeordneter 
Gallus 
(FDP) 


16. Abgeordneter 
Ey 

(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, in welchem 
Ausmaß die deutsche Landwirtschaft mit zusätz- 
lichen Kosten belastet wird durch die beabsichtigte 
uneingeschränkte Einbeziehung der Landmaschinen 
und Ackerschlepper in die DIN 31001, Blatt 1, 
Verzeichnis A? 
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20. Abgeordneter 

Dr, Wernitz 

vui Lj; 


Nach welchem Verfahren wird der Abgleich der 
Angaben auf den Kindergeldanträgen mit den 
Bestandsangaben im Einwohnermeldewesen durch- 
geführt? 


21. Abgeordneter Welche neuesten Erkenntnisse liegen der Bundes- 
Ziegler regierung über die Aufwendungen vor, die 1976 

(CDU/CSU) und in den folgenden Jahren in Vollzug des Straf- 

rechtsreformergänzungsgesetzes zu § 218 StGB 
der gesetzlichen Krankenversicherung erwachsen 
werden, und welche Schlußfolgerungen zieht die 
Bundesregierung daraus, insbesondere hinsichtlich 
der vorgesehenen Regelung über die endgültige 
Verteilung dieser Kosten zwischen Bund und 
Krankenversicherungsträgern ? 


22. Abgeordneter 
Dr. Götz 
(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß eine 
ungleiche Behandlung darin zu sehen ist, daß Be- 
hinderte, die nach § 7 des Gesetzes über die Sozial- 
versicherung Behinderter in geschützten Einrich- 
tungen auf Grund privaten Krankenversicherungs- 
schutzes von der Krankenversicherungspflicht be- 
freit sind, keinen Arbeitgeberzuschuß zu ihrem 
Krankenversicherungsbeitrag erhalten, während der 
Träger der beschützenden Einrichtung im Falle 
der Versicherungspflicht den Krankenversciherungs- 
beitrag ganz oder teilweise zu tragen hat, und ist 
die Bundesregierung bereit, durch eine Gesetzes- 
initiative Abhilfe zu schaffen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Bildung und Wissenschaft 


23. Abgeordneter 
Dr. Klein 
(Stolberg) 

(CDU/CSU) 


Welche Zahlen liegen der Bundesregierung darüber 
vor, wie viele Schulabgänger es in diesem Jahr 
gegeben hat (aufgeschlüsselt nach Schularten), 
wie viele sich davon um einen Ausbildungsplatz 
beworben haben und wie viele keinen Ausbildungs- 
platz bekommen haben? 


24. Abgeordneter 

Dr. Klein 
(Stolberg) 

(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Entwicklung 
der Jugendarbeitslosigkeit vor dem Hintergrund der 
wachsenden Schulabgängerzahlen in den kommen- 
den Jahren? 


25. Abgeordneter 

Immer 

(Altenkirchen) 

(SPD) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Situation 
der legasthenen Kinder und Jugendlichen in der 
Bundesrepublik Deutschland und welche Maß- 
nahmen sind erfolgt bzw. geplant, um deren Bil- 
dungschancen zu sichern? 


26. Abgeordneter 

Immer 

(Altenkirchen) 

(SPD) 


Inwieweit ist die Bundesregierung bereit und in 
der Lage, im Rahmen der Kultusministerkonferenz 
zu erreichen, daß einheitliche Legasthenieverord- 
nungen erlassen werden, damit die augenblicklich 
unbefriedigende Bildungssituation beseitigt wird? 


5 



Drucksache 7/4364 


Deutsdier Bundestag — 7. Wahlperiode 


27. Abgeordneter 
Dr. Jahn 
(Münster) 
(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß es 
ein allgem einpolitisches Mandat der Studenten- 
schaft an einer Universität aus verfassungsrecht- 
lichen Gründen nicht geben kann? 


28. Abgeordneter 
Dr. Jahn 
(Münster) 
(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
Urteile gegen das politische Mandat geeignet sind, 
„den Bestrebungen Vorschub zu leisten, die darauf 
abzielen, die Universitäten aus der in den letzten 
Jahren erkämpften Bindung an die Gesellschaft und 
die Verantwortung für die Gesellschaft wieder zu 
lösen“, wie dies am 23. November 1975 in einem 
von der Juso-Hochschulgruppe Münster herausgege- 
benen Flugblatt zum Ausdruck gebracht worden ist? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


29. Abgeordneter 

Möllemann 

(FDP) 


Liegen der Bundesregierung Erkenntnisse darüber 
vor, inwieweit in einzelnen Bundesländern bei 
Einstellung von Lehrern Bewerber aus anderen 
Bundesländern benachteiligt oder gar grundsätz- 
lich abgelehnt werden, und wie beurteilt die Bun- 
desregierung derartige Praktiken, insbesondere im 
Hinblick auf Artikel 33 des Grundgesetzes und 
entsprechender bundesrechtlicher Rahmenvorschrif- 
ten, und sieht sie Möglichkeiten, durch weitere 
gesetzgeberische Maßnahmen oder durch Verhand- 
lungen mit den Ländern die Praktizierung der- 
artiger „Landeskinderklauseln“ zu unterbinden? 


30. Abgeordneter 
Pensky 
(SPD) 


Inwieweit — und gegebenenfalls mit welchem 
Ergebnis — ist die Bundesregierung den in der 
Presse erhobenen Vorwürfen nachgegangen, wonach 
das bei den Polizeien des Bundes und der Länder 
eingeführte Sprühmittel „Chemical mace“ erheblich 
gesundheitsgefährdend sowohl für die das Mittel 
anwendenden Polizeibeamten wie auch für Per- 
sonen, gegen die das Mittel angewendet wird, 
ist? 


31. Abgeordneter Wie steht die Bundesregierung dazu, daß „Chemical 
Pensky mace“ oder ähnliche Mittel im freien Handel feil- 

(SPD) geboten werden? 


32. Abgeordnete 

Frau 

Dr. Däubler- 

Gmelin 

(SPD) 


Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß Raum- 
pflegerinnen, die regelmäßig Möbel und Böden in 
staatlichen Forstämtern pflegen, Gewähr für das 
jederzeitige Eintreten für die freiheitlich-demo- 
kratische Grundordnung bieten müssen, und sieht 
die Bundesregierung Unterschiede, wenn diese 
Putzfrauen nicht direkt als Arbeitnehmerinnen bei 
staatlichen Forstämtem angestellt sind, sondern 
dieselbe Tätigkeit als Angestellte einer privaten 
Reinigungsfirma ausüben? 
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33. Abgeordneter Trifft es zu, daß die Beschaffungsstelle des Bundes- 
• Milz innenministers — Dezernat VII - Bonn-Duisdorf, 

(CDU/CSU) die Lieferung von ,,2 Packungen zu 1 kg“ Watte- 

vlies gemäß technischen Forderungen der Leistungs- 
beschreibungen Nr. 512 ausgeschrieben hat, und 
steht der Verwaltungsaufwand dieser Ausschreibung 
in einem sinnvollen Verhältnis zur Leistung und 
Lieferung dieser Ware? 


34. Abgeordneter 
Dr. Hupka 
(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung das Erscheinen eines Raub- 
drucks aus der Dokumentation über die Kriegs- 
gefangenenlager bekannt, und ist bejahendenfalls 
darauf zurückzuführen, daß nunmehr dem deutschen 
Verleger die Veröffentlichung der Dokumentation 
im Buchhandel von der Bundesregierung freigegeben 
worden ist? 


35. Abgeordneter Welche Schritte gedenkt die Bundesregierung zu 
Schröder unternehmen, um zu verhindern, daß entgegen 

(Wilhelminenhof) den Absprachen mit der Regierung der Nieder- 
(CDU/CSU) lande große Abwassermengen ungeklärt in den 

Dollart eingeleitet werden, wie das offensichtlich 
zur Zeit in einem Umfang geschieht, der im Raum 
Emden zu einer unerträglichen Geruchsbelästigung 
führt? 


36. Abgeordneter Sind der Bundesregierung die Äußerungen der 

Schröder Arbeitsgruppe Emsmündung in Groningen be- 

( Wilhelminenhof) kannt, nach denen die deutschen Behörden durch 
(CDU/CSU) die Anwendung unterschiedlicher Normen bei der 

Berechnung der Einwohnergleichwerte absichtlich 
falsch unterrichtet wurden, und ist es möglich, 
daß die Bundesregierung dadurch bei ihren Ver- 
handlungen ,, hinters Licht geführt“ wurde? 


37. Abgeordneter 

Dr. Jens 
(SPD) 


Wird die Bundesregierung auf Grund des Unfalls 
im Kernkraftwerk Gundremmingen Sicherheitsbe- 
stimmungen schärfer formulieren und ihre Voraus- 
schätzungen für die Verwendung von Atomenergie 
im Energieprogramm überarbeiten? 


38. Abgeordneter 
Spranger 
(CDU/CSU) 


Sind den Teilnehmern einer Tagung von Bürger- 
initiativen zum Thema Risiko von Kernkraftwerken 
die Erstattung der Reisekosten durch das Umwelt- 
bundesamt zugesichert worden, und welche Ent- 
scheidung hat gegebenenfalls der Bundesinnen- 
minister getroffen oder gedenkt er zu treffen? 


39. Abgeordneter Wer waren die Teilnehmer des Treffens, und ent- 
spränget sprechen Verlauf und Ergebnis der Tagung dem 

(CDU/CSU) gesetzlichen Auftrag des Umweltbundesamts? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 


40. Abgeordneter Ist die Bundesregierung schon entschlossen, dem 
Dr. Schöfberger Bundestag die Aufhebung der Untersuchungs- 
(SPD) Verschonung gegen Kaution vorzuschlagen, und bis 

wann ist gegebenenfalls mit einem Gesetzentwurf 
zu rechnen? 
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41. Abgeordneter 
Reuschenbach 
(SPD) 


Treffen Pressemeldungen zu, wonach die Tages- 
zeitung ,,Die Welt“ im Zusammenhang mit dem 
Merex-Strafverfahren in ihren Ausgaben vom 
11./ 12. Oktober 1975 und vom 25. November 
1975 über geheime Teile des Verfahrens berichtet 
hat, und hält die Bundesregierung angesichts dieses 
Sachverhalts die bestehenden strafrechtlichen Vor- 
schriften des Bundes für ausreichend? 


42. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 

Reuschenbach nach Veröffentlichung der öffentlichen Urteils- 

(SPD) begründung im Merex-Strafverfahren eine weitere 

Geheimhaltung ihrer Akten Vorgänge nicht mehr 
erforderlich ist, sondern vielmehr eine weitere 
Aufklärung der Öffentlichkeit und welche Initiative 
wird sie gegebenenfalls ergreifen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


43. Abgeordnete 
Frau 
Funcke 
(FDP) 


Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, darauf 
einzu wirken, daß in begründeten Einzelfällen auf 
Antrag Steuerschulden bis zur Verrechnung ge- 
stundet werden, wenn Ansprüche auf Investitions- 
zulage nach dem Investitionszulagengesetz bestehen? 


44. Abgeordneter 
Dr. Lenz 
(Bergstraße) 
(CDU/CSU) 


Ist es richtig, daß die deutsche Partikulierschiff- 
fahrt von einem existenzbedrohenden Frachten- 
zerfall betroffen ist, weil im grenzüberschreiten- 
den Verkehr, insbesondere mit Frankreich, fingierte 
Zollpapiere ausgestellt werden, nach denen die 
Ladung aus Frankreich stammt? 


45. Abgeordneter Wenn ja, welche Maßnahmen zur Abhilfe sind von 
Dr. Lenz der Bundesregierung beabsichtigt? 

(Bergstraße) 

(CDU/CSU) 


46. Abgeordnete 
Frau 

Dr. Lepsius 
(SPD) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß auf Grund 
einer Initiative der Länder Überlegungen ange- 
stellt werden, die Spendenabzugsfähigkeit beim 
Erwerb von UNICEF Gruß- und Weihnachtskarten 
aus steuersystematischen und wettbewerbsrecht- 
lichen Gründen abzuschaffen, und durch den 
eventuellen Wegfall der Steuerfreiheit die humani- 
täre Tätigkeit des Kinderhilfswerks der Vereinten 
Nationen und des Deutschen Komitees von UNICEF 
betroffen wäre? 


47. Abgeordnete 
Frau 

Dr. Lepsius 
(SPD) 


Welche Überlegungen hat die Bundesregierung 
anges teilt, um die humanitäre Arbeit des Kinder- 
hilfswerks der Vereinten Nationen in der Bundes- 
republik Deutschland durch den Verkauf von 
Gruß karten mit einem derzeitigen jährlichen Spen- 
denaufkommen von rund 9 Millionen DM in einem 
Zeitpunkt sicherzustellen, in dem die Not von 
Millionen von Kindern und Müttern durch die 
Auswirkung einer weltweiten Rezession besonders 
dramatisch ist? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


48. Abgeordneter Besitzt die Bundesregierung im Zusammenhang 

Dr. Dübber mit ihren Arbeiten zum Freizeitverhalten Erkennt- 

(SPD) nisse darüber, wieviel Prozent der Bevölkerung 

einen Zweiturlaub im Winter planen? 

49. Abgeordneter Hat die Bundesregierung den Eindruck, daß Mit- 

Kroll-Schlüter glieder der Bundesregierung bei ihren Reisen ,,im 

(CDU/CSU) Osten“ von deutschen Unternehmern wie ,, Aas- 

geier“ umschwärmt werden? 

50. Abgeordneter Welche Vertreter der Wirtschaft sind vom Bundes- 

Kroll-Schlüter kanzler persönlich zu seinen Auslandsreisen in den 

(CDU/CSU) Osten eingeladen worden? 

51. Abgeordnete, Gegen welche Firmen der Pharmaindustrie wird 

Frau zur Zeit wegen Preismißbrauchs und unterschied- 

Dr. Orth lieber Preisfestsetzung im In- und Ausland ermittelt? 

(SPD) 

52. Abgeordneter Trifft die Pressemeldung (Süddeutsche Zeitung 

Dr. Schöfberger Nr. 269 vom 22./23. November 1975) zu, wonach 

(SPD) die Herstellungskosten für das Präparat Librium 

40 DM/kg, der Verkaufspreis dagegen 5000 DM/kg, 
die Herstellungskosten für das Präparat Valium 
80 DM/kg bis 90 DM/kg, der Verkaufspreis dagegen 
22 000 DM/kg beträgt, und wie gedenkt die Bundes- 
regierung gegen ein derart auffälliges Mißverhältnis 
zwischen Herstellungs- und Verkaufspreis von 
Pharmaka vorzugehen? 

53. Abgeordneter Welche Gefährdungen ergeben sich für den derzeiti- 

Schedl gen Bestand an Arbeitsplätzen in der deutschen 

(CDU/CSU) Textilindustrie durch sogenannte Billigstimporte 

aus Ländern des Ostblocks oder Asien? 

54. Abgeordneter Welche Möglichkeiten hat die Bundesregierung, 

Schedl hiergegen vorzugehen, und welche Maßnahmen 

(CDU/CSU) hat sie ergriffen bzw. wird sie ergreifen — gegebe- 

nenfalls mit anderen EG-Staaten -, um die Arbeits- 
platzsituation in der deutschen Textilindustrie zu 
verbessern? 

Trifft es zu, daß das Bundesamt für die gewerbliche 
Wirtschaft im Zeitraum von 1964 bis 1968 die Aus- 
fuhrgenehmigungen für Waffenexporte in Span- 
nungsgebiete unter aktiver Tarnung erteilt hatte, 
und kann die Bundesregierung gegebenenfalls 
sicherstellen, daß sich ein solches Verhalten nicht 
mehr wiederholt? 

Welche Personen hatten unter der Regierung Erhard 
Minister- oder Staatssekretärfunktion in jenen 
Ministerien inne, die nach den Feststellungen des 
Merex-Strafverfahrens Waffengeschäfte in Span- 
nungsgebiete eingeleitet, gesteuert und gebilligt 
hatten, und welche Konsequenzen wird die Bundes- 
regierung aus dem Verhalten dieser Personen 
ziehen? 


56. Abgeordneter 
Gansei 
(SPD) 


55. Abgeordneter 
Gansei 
(SPD) 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit 


57. Abgeordneter 

Rollmann 


(CDU/CSU) 


Empfiehlt es sich nicht, unter dem Gesichtspunkt 
der Herabsetzung des Volljährigkeitsalters vom 
21. auf das 18. Lebensjahr ebenfalls das Mindest- 
alter für den Zugang zu gewissen Berufen wie 
Masseuren, medizinischen Bademeistern und Kran- 
kengymnasten ebenfalls herabzusetzen? 


58. Abgeordneter 
Egert 
(SPD) 


Sind der Bundesregierung Presseberichte bekannt, 
in denen der Vorwurf erhoben wird, die Bundes- 
regierung verstärke die wirtschaftlichen Schwierig- 
keiten Portugals durch den Boykott der Einfuhr 
von Portwein? 


59. Abgeordneter 
Egert 
(SPD) 


Bestehen oder sind Vorschriften erlassen worden, 
die den Import von mit synthetischem Alkohol 
versetztem Portwein verbieten oder erschweren, 
und welches waren gegebenenfalls die Gründe 
dafür? 


60. Abgeordneter 

Konrad 

(SPD) 


Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, die 
Herstellung und klinische Erprobung neuer Arznei- 
mittel an Patienten auf das therapeutisch notwen- 
dige Maß zu beschränken? 


61. Abgeordneter 
Konrad 
(SPD) 


Gedenkt die Bundesregierung zur gesetzlichen 
Pflicht zu machen, daß die Erprobung neuer Arz- 
neimittel an Patienten von einem unabhängigen 
Sachverständigengremium nach Kriterien der thera- 
peutischen Notwendigkeit genehmigt werden muß, 
um zu verhindern, daß ständig neue Produkte, von 
denen ihre Hersteller nicht so sehr neue Heilerfolge 
als vielmehr neue Marktanteile und Profite erwarten, 
auf den ohnehin unübersichtlichen Arzneimittel- 
markt gebracht werden? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 
und für das Post- und Femmeldewesen 


62. Abgeordneter 
Reiser 
(SPD) 


Welche Folgerungen hat bisher die Bundesregierung 
aus dem Gutachten ,, Arbeitszeit des Lokomotiv- 
personals“ einer Sonderkommission gezogen, die 
vom damaligen Bundesverkehrsminister Leber ein- 
gesetzt worden war, soweit es speziell den Punkt 
,, Sanierung der Übernachtungsräume“ betrifft? 


63. Abgeordneter 

Dr. Luda 


(CDU/CSU) 


Treffen Pressemeldungen zu, denen zufolge eine 
vom Präsidium der Deutschen Bundesbahn einge- 
setzte Arbeitsgruppe Netzkonzeption eine Liste 
der Bahnstrecken vorgelegt hat, durch deren Still- 
legung das derzeitige Streckennetz verkürzt werden 
soll, und zwar von 30 000 km auf 14 500 km? 
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64. Abgeordneter 

Dr. Freiherr 
Spies von 
Büllesheim 

(CDU/CSU) 


Ist es zutreffend, daß die Landegebühren je Sitz- 
platz und Fracht/Tonne auf deutschen Verkehrs-^ 
flughäfen für den relativ „leisen“ Airbus höher sind 
als für spezifisch „laute“ Verkehrsflugzeuge (z. B. 
BAC 1-11), und welche Möglichkeiten sieht die 
Bundesregierung, diesen im Sinn einer Lärmminde- 
rung widersinnigen Zustand zu ändern? 


65. Abgeordneter 

Wittmann 

(Straubing) 

(SPD) 


Gedenkt die Bundesregierung, Konsequenzen aus 
dem Urteil des Bundesverfassungsgerichts — Az: 
1 BvL 35/70, 1 BvR 307/71 — zu ziehen, worin 
der „Handel“ mit Genehmigungen für den Güter- 
fernverkehr gerügt und Geschäfte im Vergabever- 
fahren unter Mitwirkung von Behörden als grund- 
gesetzwidrig bezeichnet werden, und wenn ja, 
welche? 


66, Abgeordneter Wird die Deutsche Bundesbahn den Auftragsstopp 
Lemmrich für den Bau von Eisenbahn Waggons aufheben, wenn 

(CDU/CSU) das neue Netz der Deutschen Bundesbahn ermittelt 

ist? 


67. 


Abgeordneter 

Lemmrich 


(CDU/CSU) 


Wann wird das der Fall sein? 


68. Abgeordneter 
Engelsberger 
(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung auf Grund der Tatsache, 
daß die Aufrechterhaltung des Spikes-Verbots 
auch für Österreicher im südostbayerischen Grenz- 
raum schwerwiegende Auswirkungen für Wirtschaft 
und Fremdenverkehr haben müßte, bereit, zu- 
mindest im sogenannten Zoügrenz bezirk das Spikes- 
Verbot für österreichische Fahrzeuge aufzuheben, 
und ist die Bundesregierung wegen der vom Baye- 
rischen Staatsministerium für Wirtschaft und Ver- 
kehr in besonders begründeten Einzelfällen für 
möglich gehaltenen Ausnahmeregelungen ferner 
bereit, ihre in der Fragestunde am 26. /27. Novern- 
ber 1975 bekundete generelle Ablehnung nochmals 
zu überprüfen und gegebenenfalls zu revidieren? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
innerdeutsche Beziehungen 


69. Abgeordneter 

Müller 

(Berlin) 

(CDU/CSU) 


Trifft die Pressemeldung zu, wonach ein Fluchtver- 
such an der Demarkationslinie gegenüber dem West- 
berliner Ortsteil Rudow am Wochenende 22. /23. No- 
vember gescheitert ist und nach mehreren Feuer- 
stößen der ,,DDR“-Grenzposten ein Mann leblos 
abtransportiert wurde? 


70. Abgeordneter Was geschieht in diesem Fall oder in ähnlichen 
Müller Fällen seitens der Bundesregierung? 

(Berlin) 

(CDU/CSU) 
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7 1 . Abgeordneter 
Jäger 
(Wangen) 
(CDU/CSU) 


Bestehen in der DDR noch faktische Verbote 
einschließlich unter Druck zustandegekommener 
Selbstverpflichtungen für Bewohner der DDR, mit 
Bürgern der Bundesrepublik Deutschland brief- 
liehe Kontakte zu unterhalten, und welcher Per- 
sonenkreis ist davon bejahendenfalls vor allem 
betroffen? 


72. Abgeordneter 
Jäger 
(Wangen) 
(CDU/CSU) 


Wie viele Bürger der Bundesrepublik Deutschland 
befinden sich derzeit wegen welcher ihnen vorge- 
worfenen Delikte in Haftanstalten der DDR in 
Untersuchungs- bzw. Strafhaft, und wie hoch ist 
nach den Erkenntnissen der Bundesregierung die 
Summe der von ihnen nach den gefällten Urteilen 
zu verbüßenden Haftmonate bzw. der zu entrich- 
tenden Geldstrafen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Auswärtigen 


73. Abgeordneter Sind Pressemeldungen zutreffend, denenzufolge 

Lampersbach rund 80 Industrielle und Bankiers den Bundes- 

(CDU/CSU) außenminister auf seiner Reise nach Südamerika 

begleitet haben? 


74. Abgeordneter 
Lampersbach 
(CDU/CSU) 


Weiches sind die Namen dieser Persönlichkeiten, 
und nach weichem System werden die Beglei- 
tungen der Mitglieder der Bundesregierung bei 
Auslandsreisen generell bzw. nach welchen Prin- 
zipien wurden sie für die Südamerikareise des 
Bundesaußenministers zusammengestellt? 


75. Abgeordneter Kann die Bundesregierung Auskunft darüber geben, 
Höcherl wann der Bundesaußenminister zum Aktenstudium 

(CDU/CSU) und Nachdenken angesichts seiner intensiven Reise- 

tätigkeit kommt? 


76. 


Abgeordneter 

Dr. Marx 


(CDU/CSU) 


In welcher Weise hat die Bundesregierung ihre 
diplomatischen Möglichkeiten genutzt, um zu 
verhindern, daß in der Periode der Entspannung 
— unter Bruch völkerrechtlicher Normen und 
Einmischung in die inneren Angelegenheiten ande- 
rer Länder — in Angola ein Bürgerkrieg mit gefähr- 
lichen internationalen Auswirkungen geschürt wird? 


77. Abgeordneter 
Dr. Marx 
(CDU/CSU) 


Wird die Bundesregierung angesichts der Tatsache, 
daß neben der Lieferung umfangreicher Mengen 
moderner Waffen und der Entsendung von Spezia- 
listen durch die Sowjetunion auch Kuba etwa 
3000 Soldaten nach Angola geschickt hat, ihre 
Maxime der Nichtlieferung von Waffen in „Span- 
nungsgebiete“ überprüfen? 
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78. Abgeordneter 
Dr. Schweitzer 

(SPD) 


79. Abgeordneter 
Dr. Schweitzer 
(SPD) 


80. Abgeordneter 
Walkhoff 
(SPD) 


81. Abgeordneter 
Walkhoff 
(SPD) 


Hält die Bundesregierung es nicht eindeutig für 
vertretbar, daß in den Empfehlungen der deutsch- 
polnischen Schulbuchkommission zur Zeitgeschichte 
zur Kennzeichnung des Geschehens nach 1945 
unter dem Oberbegriff ,, Bevölkerungstransfer“ im 
Sinne der Potsdamer Beschlüsse vier verschiedene 
Phasen unterschieden werden, und zwar: „Eva- 
kuierung“ Deutscher aus den ehemaligen deutschen 
Ostgebieten, die „Flucht“, die ,, Zwangsumsiedlung“ 
und schließlich die Ausreise im Rahmen der Fa- 
milienzusammenführung? 

Teilt die Bundesregierung meine Auffassung, daß 
vom polnischen Sprachgebrauch her im Gegensatz 
zum deutschen der Terminus ,,Protokolinotiz“, 
der im Hinblick auf die jüngsten humanitären Ver- 
einbarungen verwendet wird, ganz abgesehen von 
der ohnehin gegebenen Bindung im völkerrecht- 
lichen Sinne, eine noch „feierlichere“ Form der 
Verpflichtung darsteilt als dies im Hinblick auf den 
bei uns gebräuchlichen Terminüs ,, Protokoll“ der 
Fall ist? 

Welche Erwägungen haben die Bundesregierung 
bislang davon abgehalten, das Exequatur für den 
deutschen Generalkonsul in Windhoek/Namibia 
von den Vereinten Nationen als zuständigen Man- 
datsträger erteilen zu lassen? 

Ist die Bereitschaft der Bundesregierung, die Kosten 
für die Einrichtung zusätzlicher Parallelklassen an 
der deutschen Schule in Paris trotz der schwierigen 
Haushaltslage zu tragen, als staatliche Subvention 
der Firma IBM zu verstehen, oder sollen die neu 
einzurichtenden Klassen in erster Linie den Kindern 
desjenigen Personenkreises zugutekommen, dem der 
Deutsche Schulverein Paris bisher keine Priorität 
zuerkannte? 


82. Abgeordneter 
Dr. Czaja 
(CDU/CSU) 


83. Abgeordneter 
Dr. Czaja 
(CDU/CSU) 


84. Abgeordneter 
Sauer 

(Saizgitter) 

(CDU/CSU) 


Hat der Bundesaußenminister im Jahr 1970 bei 
seinen Verhandlungen zum Warschauer Vertrag 
vor seiner Abreise die Zahlen des Deutschen Roten 
Kreuzes über die Aussiedlungsbewerber und der 
nicht erfüllten, aber deutscherseits bereits befür- 
worteten, Aussiedlungsanträge, die beim Bundes- 
verwaltungsamt festgestellt worden waren, in die 
Verhandlungen einbezogen und die Prüfung dieser 
Fälle und Zahlen vereinbart bzw. wenn nicht, 
warum? 

Trifft es zu, daß deutsche Universitätsstudenten, 
die mit ihren Eltern aus den Oder-Neiße-Gebieten 
ausreisen wollen, gegenüber der Universität Breslau 
vor deren Zustimmung zum Ausreiseantrag sich 
verpflichten müssen, sehr hohe „Entschädigungs- 
summen“ an die Universität zu zahlen? 

In welcher Form hat die Bundesregierung auf den 
Bericht des französischen Botschafters Wormser 
über sein Gespräch mit dem Ost berliner Sowjet- 
botschafter Abrassimow reagiert, der unumwun- 
den den weiteren Abbau der Bundespräsenz in 
Berlin verlangt hat und festgestellt haben soll, daß 
alle Aktivitäten Bonn’s in West-Berlin rechtswidrig 
seien? 
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85. Abgeordneter 
Sauer 

(Salzgitter) 

(CDU/CSU) 


Hat die Bundesregierung konkrete Mitteilungen 
darüber, daß derzeit in Oberschlesien auf Grund 
der Nichtbeteiligung der Rot-Kreuz-Organisation 
beider Länder zahlreiche Deutsche einflußreiche 
polnische kommunistische Funktionäre der ört- 
lichen Administrationen mit Schmiergeldern be- 
denken, um zu erreichen, unter den 125 000 zu 
sein, denen die Ausreise gewährt werden soll? 


86. Abgeordneter 
Dr. Hupka 
(CDU/CSU) 


Sieht die Bundesregierung einen Widerspruch 
zwischen der Aussage von Staatsminister Moersch, 
„Eine zahlenmäßige Beschränkung der Umsiedlung 
ist in der ,Information‘ nicht vorgesehen“ (85. Sit- 
zung des Deutschen Bundestages) und der jetzt neu 
auf vier Jahre begrenzten Zahl der Aussiedler auf 
nur ,,120 000 Personen bis 125 000 Personen“, 
und wie erklärt sie diesen gegebenenfalls? 


87. Abgeordneter 
Engelsberger 
(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung trotz der neuesten Attacke 
der sowjetischen Regierungszeitung ,,Iswestija“ 
gegen die Rundfunkstation ,, Deutsche Welle“, 
sie führe einen den Geist der KSZE widersprechen- 
den „psychologischen Krieg“ gegen die sowjetischen 
Staaten und habe unter ihren 2400 Mitarbeitern 
400 ehemalige „Nazi-Propagandisten“, der Meinung 
daß die objektive Berichterstattung über die Ver- 
hältnisse in den kommunistischen Staaten unein- 
geschränkt fortgesetzt werden soll? 
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B. Schriftliche Anfragen gemäß IV. der Richtlinien sowie 
Fragen gemäß T* der Richtlinien, um deren schriftliche 
Beantwortung bis zur Drucklegung gebeten wurde 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Auswärtigen 

1. Abgeordneter Sieht die Bundesregierung darin nicht die Gefahr 
Amrehn einer Unterstützung der These von der selbständigen 

(CDU/CSU) politischen Einheit, daß in der Beilage zum Bundes- 

anzeiger mit der Liste der konsularischen Vertre- 
tungen im Jahr 1974 (Beispiel Nr. 13/74 Seite 12) 
unter Großbritannien Berlin noch nach dem Alpha- 
bet der Städte aufgeführt war und im Gegensatz 
dazu im Jahr 1975 (Beispiel Nr. 24/75 Seite 13) 
an das Ende der Aufstellung gerückt ist, oder 
handelt es sich um eine unpolitische Gedanken- 
losigkeit, und ist ihr bekannt, daß in der Liste der 
diplomatischen und konsularischen Vertretungen, 
die vom Stationery Office ihrer Majestät am 4. Juli 
1974 in „Trade and Industry“ für Großbritannien 
veröffentlicht worden ist, Berlin nach dem Alphabet 
der Städte als erste unter den konsularischen Ver- 
tretungen in der Bundesrepublik Deutschland auf- 
geführt wird, und sieht die Bundesregierung darin 
ein Beispiel konsequenter Wahrnehmung deutscher 
Interessen? 


2. Abgeordneter 
Amrehn 
(CDU/CSU) 


3. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß im amt- 

Amrehn liehen Österreichischen Patent-Blatt (Beispiel 

(CDU/CSU) LXXII. Jahrgang-Nr. 8 vom 15. August 1975, 

IL Teil) der Ländercode wie folgt gefaßt ist: 

DL Deutsche Demokratische Republik 
Wohnortsangaben: DDR, 

Berlin (DDR), 

DT Bundesrepublik Deutschland 
Wohnortsangaben: BRD, 

Berlin (West), 

mithin in rechtlich bedenklicher Weise der eine 
Sektor politisch zugeordnet und der andere geo- 
graphisch gekennzeichnet wird, und gedenkt sie 
dagegen diplomatische Schritte zu unternehmen? 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß in dem vom 
Eidgenössischen Amt für geistiges Eigentum heraus- 
gegebenen Schweizerischen Patent-, Muster- und 
Markenblatt (Beispiele Ausgabe A vom 15. Juli 
1975, Seite 556) der Sitz der Siemens Aktien- 
gesellschaft mit „Berlin (Westberlin) und München 
(Bundesrepublik Deutschland)“ angegeben ist, wäh- 
rend der Sitz von Erfindern und Patentinhabern in 
Ostberlin mit ,, Berlin (Deutsche Demokratische 
Republik)“ oder ,, Berlin-Oberschöneweide (Deut- 
sche Demokratische Republik)“ bezeichnet wird, 
also im amtlichen Mitteilungsblatt eines befreunde- 
ten und neutralen Staates die Westsektoren Berlins 
wie eine selbständige Einheit und der Ostsektor 
als Bestandteil der DDR behandelt werden, und ge- 
denkt sie, dagegen diplomatische Schritte zu unter- 
nehmen? 


15 



Drucksache 7/4364 


Deutsdier Bundestag — 7. Wahlperiode 


4. Abgeordneter 
Engelsberger 
(CDU/CSU) 


5. Abgeordneter 
Dr. Wittmann 
(München) 

(CDU/CSU) 


6. Abgeordneter 
Schröder 
(Lüneburg) 
(CDU/CSU) 


Verfügt die Bundesregierung über zuverlässige 
Angaben, wie hoch die Vermögensverluste zu 
bewerten sind, die Deutsche in den nach dem 
Zweiten Weltkrieg Polen zur Verwaltung über- 
gebenen Ostgebiete erlitten haben, und um welche 
Größenordnung handelt es sich gegebenenfalls? 

Kann die Bundesregierung auch angesichts der 
jüngsten Äußerungen des stellvertretenden pol- 
nischen Außenministers Czyrek zur Ausreise des 
größeren, von den Zahlenangaben im zweiten 
deutsch-polnischen Protokoll nicht umfaßten Teils 
der Deutschen unter polnischer Herrschaft ihre 
Versicherung aufrechterhalten, daß nach vier 
Jahren alle Anträge auf Übersiedlung in den freien 
Teil Deutschlands genehmigt würden, und warum 
ist es ihr dann nicht möglich, einer solchen Aussage 
zumindest eine völkerrechtliche Verbindlichkeit von 
der geringen Qualität zu verschaffen, die sich auf 
den kleineren Teil (120 000 bis 125 000 Deutsche) 
bezieht? 

Aus welchen Haushaltsmitteln und in welcher 
Höhe sind für welche begleitenden Wirtschafts- 
führer und Gewerkschaftsfunktionäre sowie sonstige 
Teilnehmer bei den Auslandsreisen des jetzigen 
Bundeskanzlers Reise- und Aufenthaltskosten an- 
gefallen? 


7. Abgeordneter Welches war der spezielle Sinngehalt der Teilnahme 
Schröder der einzelnen in Frage 6 angesprochenen Personen? 

(Lüneburg) 

(CDU/CSU) 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


8. Abgeordneter 

Dr. Schmitt- 

Vockenhausen 

(SPD) 


Was gedenkt die Bundesregierung gegen den zu 
befürchtenden Abbau von Ausbildungsplätzen im 
öffentlichen Dienst zu unternehmen, und beab- 
sichtigt sie insbesonders, Beamten des gehobenen 
und höheren Dienstes die Eignung zum Ausbilder 
auch ohne zusätzliche Prüfung zu bescheinigen? 


9. 


Abgeordneter 
Dr. Evers 


(CDU/CSU) 


Welche Anweisungen sind seitens der Bundesregie- 
rung an die Dienststellen des nachgeordneten Be- 
reichs gegeben worden, um bei der Einstellung in 
den Bundesdienst bei der Behandlung von soge- 
nannten Radikalen eine möglichst gleichmäßige 
Verfahrensweise zu gewährleisten, und welche 
zusätzlichen Anweisungen sollen diesbezüglich in 
der Zukunft erteilt werden? 


10. Abgeordneter 

Böhm 

(Melsungen) 

(CDU/CSU) 


Wie wird zur Zeit gewährleistet, daß Aussiedler aus 
Ostblockstaaten und solche Bürger der DDR, die 
mit Genehmigung der dortigen Behörden in die 
Bundesrepublik Deutschland umsiedeln dürfen und 
mit ihrem eigenen Fahrzeug an der Grenze der 
Bundesrepublik Deutschland ankommen, die Fahrt 
zum Aufnahmelager oder ihrem sonstigen Zielort 
fortsetzen können (Versicherungskarte, Benzin- 
kosten)? 
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11. Abgeordneter 
Biechele 
(CDU/CSU) 


12. Abgeordneter 
Biechele 
(CDU/CSU) 


13. 


Abgeordneter 

Biechele 


(CDU/CSU) 


14. Abgeordneter 

Wittmann 

(München) 

(CDU/CSU) 

15. Abgeordneter 
Dr. Kunz 
(Weiden) 
(CDU/CSU) 


Sind Presseinformationen zutreffend, daß das 
schweizerische Projekt eines Kernkraftwerks bei 
Rüthi in Bodenseenähe vorläufig nicht gebaut 
wird, und sind hierfür die Gründe bekannt? 

Welchen Abwasserreinigungsprojekten des baden- 
württembergischen Bodenseegebiets und mit wei- 
chen Förderbeträgen werden die 10,8 Millionen DM 
aus dem Programm des Bundes zur Sanierung des 
Bodensees zugeteilt, die aus Gründen der Konjunk- 
turförderung von 1976 in das Jahr 1975 vorgezogen 
werden, und wie hoch sind die jeweiligen korrespon- 
dierenden Förderbeträge des Landes Baden- 
Württemberg? 


Gibt es neue Erkenntnisse über die Verursacher des 
Öleintrags in den Bodensee, der jährlich 25 t be- 
tragen soll, und welche Möglichkeiten bestehen, 
um diese bedenkliche Gefährdung der Wasser- 
qualität des Bodensees abzubauen? 


Ist es zulässig, daß Angehörige des Öffentlichen 
Dienstes im Dienst Parteiabzeichen tragen? 


Hat die Bundesregierung die Absicht, nach dem 
Ausscheiden des derzeitigen Vizepräsidenten des 
Bundesamts für Zivilschutz und gleichzeitigen THW- 
Direktors aus seinem Amt, an der bewährten Rege- 
lung festzuhalten, daß diese beiden Dienstposten 
von einer einzigen Person, und zwar einem Dipl. -Ing., 
bekleidet werden, und welche Gründe sind für eine 
eventuelle Änderung dieser Regelung maßgebend? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 


16. Abgeordneter 

Dr. Schöfberger 
(SPD) 


Hält die Bundesregierung folgende Haftungshöchst- 
grenzen noch für zeitgemäß und gerecht: bei Schä- 
den aus dem Betrieb einer Elektrizitäts- oder Gas- 
anlage gern. § 7b des Reichshaftpflichtgesetzes vom 
7. Juni 1971 25 000 DM, bei Sachschäden aus dem 
Betrieb von Eisen- und Straßenbahnen gern. § 4 
des Gesetzes über die Haftpflicht von Eisenbahnen 
25 000 DM, bei Sachschäden aus dem Betrieb eines 
Kfz gern. § 12 Abs. 1 Nr. 2 des Straßenverkehrs- 
gesetzes 50 000 DM, bei Renten nach den genann- 
ten Gesetzen 1 5 000 DM oder ist die Bundesregie- 
rung bereit, alsbald dem Bundestag Reformvor- 
schläge zu unterbreiten? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


^"7. Abgeordneter 
Dr. Czaja 
(CDU/CSU) 


Einerseits ist im Finanzkreditabkommen mit Polen 
keine Zweckbindung der Finanzhilfe vereinbart, 
andererseits wird von amtlichen Stellen immer 
wieder erklärt, dieser 2 %ige Finanzhilfekredit in 
Höhe von einer Milliarde DM (nicht ein üblicher 
Warenkredit) sei auf bestimmte Auftragsprojekte 
abgestellt, wenn dies der Fall wäre, welche Pro- 
jekte und Aufträge sind dies? 
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18. Abgeordneter 
Dr. Schmitt- 
Vockenhausen 
(SPD) 


Welche Übergangsregelung ist bei der Anpassung 
der Gruppenversicherung für die Arbeitnehmer 
bei den Stationierungsstreitkräften an das Betriebs- 
rentengesetz für diejenigen Personen vorgesehen, 
die bisher beim Ausscheiden aus den Diensten der 
Streitkräfte eine Ablösungsvergütung verlangen 
konnten und in Zukunft an Stelle dieser Ablösungs- 
vergütung die Versicherung beitragsfrei oder mit 
eigenen Beiträgen fortführen müssen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 

19. Abgeordneter Treffen Meldungen zu, daß die Vergaben von 

Dr. Schwörer Ausrüstungsgegenständen für die Textilindustrie 

(CDU/CSU) aus dem Bundesamt für Beschaffung so massiert 

vorgezogen worden sind, daß damit gerechnet 
werden muß, daß vor Ablauf von mindestens 
zwei Jahren keine wesentlichen neuen Bestellungen 
mehr erfolgen können? 


20. Abgeordneter 
Dr. Schwörer 
(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, alles zu tun, um die 
Einfuhr von Textilerzeugnissen aus Billigpreis- 
und Niedriglohnländern zu verhindern, mindestens 
für die Zeit, in der die notwendigen Aufträge aus 
dem Sektor der Bundesbeschaffung nicht erteilt 
werden können? 


21. Abgeordneter 

Dr. Schwörer 


(CDU/CSU) 


Kennt die Bundesregierung das Ergebnis einer 
Untersuchung des Instituts für Wirtschaftsforschung, 
Berlin, in dem darauf hingewiesen wird, daß die 
Anlagen der deutschen Industrie in einer bedroh- 
lichen Weise unmodern werden, und was gedenkt 
die Bundesregierung in diesem Zusammenhang 
besonders auf steuerlichem Sektor zu tun, um 
dieser gefährlichen Entwicklung Einhalt zu gebieten? 


22. Abgeordneter 

Dr. Schwörer 


(CDU/CSU) 


Sieht die Bundesregierung nicht die Notwendigkeit, 
neben steuerlichen Maßnahmen auch Finanzierungs- 
bedingungen zu schaffen, die langfristiges günstiges 
Kapital für diesen Zweck anbieten, und ist sich die 
Bundesregierung der Tatsache bewußt, daß zur Zeit 
mit einem solchen Konzept nicht nur die Arbeits- 
plätze in der Investitionsgüterindustrie gesichert 
werden könnten, sondern daß damit auch die 
Gefahr einer strukturellen Arbeitslosigkeit in unse- 
rer gesamten Industrie gemildert werden könnte? 


23. Abgeordneter In welchen Bereichen werden von seiten des Bundes 
Milz Regietätigkeiten der öffentlichen Hand ausgeübt? 

(CDU/CSU) 


24. Abgerodneter Wie gedenkt die Bundesregierung sicherzustellen, 
Suck daß ihre Bemühungen, das Preisniveau für Arznei- 

(SPD) mittel zu senken, nicht durch die Arzneimittelher- 

steller unterlaufen werden, nachdem in den Gesetz- 
entwürfen zur Neuregelung des Arzneimittelmarkts 
und Arzneimittelrechts keine Kontrolle der Her- 
stellerpreiskalkulation vorgesehen ist? 


18 



Deutsdier Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/4364 


25. Abgeordneter 

Engholm 

(SPD) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Aussage des 
Haupgeschäftsführers des Pharmaverbandes, Hans- 
Otto Scholl, auf der Jahreshauptversammlung 
seines Verbands, daß die ,, freiwillige Selbstbe- 
schränkung“, die der Bundeswirtschaftsminister 
— zum Zwecke der Senkung des Arzneimittel- 
preisniveaus — mit der Pharmaindustrie aushandeln 
will, „nicht zwingend auch zur Kostenreduzierung 
führen“ würde, und daß für die nächsten zwei bis 
drei Jahre nicht mit einer Preissenkung der Arznei- 
mittel zu rechnen sei? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 


26. Abgeordneter 

Dr. Schmitt- 

Vockenhausen 

(SPD) 


Treffen Pressemeldungen zu, nach denen gegen- 
wärtig in Frankreich 300 000 Tonnen Äpfel 
zu Lasten des EG-Agrarfonds vernichtet werden, 
und was gedenkt die Bundesregierung gegebenen- 
falls zu unternehmen, um sicherzustellen, daß der 
Überschuß nach Möglichkeit an soziale Einrich- 
tungen geht oder aber verarbeitet wird? 


27. Abgeordneter Wie stellt die Bundesregierung sicher, daß die Kom- 
Eigen munikation zwischen den zuständigen Stellen der 

(CDU/CSU) neun EG-Länder verbessert wird, damit Zustände 

wie beim Viehtransport am Brenner in Zukunft 
nicht mehr möglich sein werden? 


28. Abgeordneter Aus welchem Grund sind die Importe an Getreide 
Eigen in die Bundesrepublik Deutschland insbesondere 

(CDU/CSU) aus Drittländern in der Zeit vom 1. August 1975 

bis 31. Oktober 1975 gegenüber 1974 um 24,4 % 
gestiegen? 


29. Abgeordneter 
Dr. Kunz 
(Weiden) 
(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß insbesondere 
bei neuerbauten landwirtschaftlichen Wohnhäusern 
in Mittel- und Kleinbetrieben bei der Neufestsetzung 
des Wohnungswerts sich nach Grundsteuer A we- 
sentlich höhere Beträge ergeben als für Nicht- 
landwirte nach Grundsteuer B, und wie gedenkt die 
Bundesregierung, diese ungleiche Behandlung vor 
dem Gesetz zu beseitigen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 


30. Abgeordneter Wie hoch sind die jährlichen Aufwendungen für die 

Dr. Wittmann etwa 1700 Renten, die bis jetzt und in Zukunft 

(München) nach Zentral-Polen geleistet werden, und in wel- 

(CDU/CSU) ehern Umfang kommen diese Zahlungen (auch 

unter Berücksichtigung des Wechselkurses) den 
Rentenberechtigten zugute? 
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31. Abgeordneter Trifft die Meldung des „Tagesspiegel“ vom 4. No- 
Dr. Franz vember 1975 zu, daß nunmehr auch die Regierung 

(CDU/CSU) der Vereinigten Staaten nach den Vertretern der 

amerikanischen Arbeitnehmer die Internationale 
Arbeitsorganisation verläßt, und wird die Bundes- 
regierung — bejahendenfalls — in gleicher Weise auf 
die Zulassung des Vertreters einer Terrororgani- 
sation als Beobachter reagieren, wird sie insbeson- 
dere alles unternehmen, um die Mitglieder der 
Europäischen Gemeinschaft zu einem einheit- 
lichen Vorgehen in diesem Sinne zu bewegen? 


Inwieweit findet das Fremdrentengesetz auch 
Anwendung auf Deutsche im Sinne des Artikels 1 1 6 
Abs. 1 des Grundgesetzes und auf frühere Deutsche 
im Sinne des Artikels 1 16 Abs. 2 Satz 2 des Grund- 
gesetzes, wenn diese im Rahmen der auf Grund des 
Polen-Abkommens vorgesehenen Umsiedlung von 
120 000 bis 125 000 Personen ihren dauernden 
Wohnsitz in der Bundesrepublik Deutschland 
nehmen? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß bei Deutschen 
im Sinne des Artikels 1 1 6 des Grundgesetzes, die 
nach dem 8. Mai 1945 aus dem Gebiet der ,,DDR“ 
unfreiwillig eine nach unserem geltenden Recht 
rentenversicherungspflichtige Arbeit in Polen auf- 
nehmen mußten, und denen erst nach 20 und 
mehr Jahren, nachdem sie das Rentenalter erreicht 
haben, die Rückkehr genehmigt wurde, und die 
erst nach einer kurzen Übergangszeit nach Berlin 
(West) bzw. der Bundesrepublik Deutschland ge- 
kommen sind, bei der Rentenberechnung die 
Zeiten der abhängigen Beschäftigung in Polen 
unberücksichtigt bleiben, wenn ja, was gedenkt 
die Bundesregierung zu tun, um diese soziale Unge- 
rechtigkeit zu beseitigen? 


34. Abgeordneter Beabsichtigt die Bundesregierung, auf Grund der 
Dr. Jenninger Kostenentwicklung im Gesundheitswesen zur aktu- 
(CDU/CSU) eilen medizinischen und finanziellen Problematik 

von Kuren etwa in Form eines Weißbuchs Stellung 
zu nehmen und Wege aufzuzeigen, wie speziell diese 
Probleme zu lösen wären? 


35. Abgeordneter Treffen Berichte zu, nach denen bei Umfragen 

Dr. Jenninger — etwa in Bad Oeynhausen — 80 % der Kurgäste 

(CDU/CSU) ihrer Meinung nach nicht richtig auf die Kur vorbe- 

reitet waren und nach einer anderen Feststellung 
von Ärzten nur 25 % der Kuren ärztlich richtig 
gestaltet waren? 


36. Abgeordneter War sich die Bundesregierung der unterschiedlichen 
Dr. Wittmann und sachlich nicht begründeten Auswirkungen 
(München) bewußt, zu denen das Haushaltsstrukturgesetz bei 

(CDU/CSU) berufstätigen Ehepaaren durch Anknüpfung an 

die unter anderen Gesichtspunkten gewählte Steuer- 
klasse führt, und warum hat sie — bejahendenfalls — 
diese den gesetzgebenden Körperschaften ver- 
schwiegen? 


33. Abgeordneter 
Müller 
(Berlin) 
(CDU/CSU) 


32. Abgeordneter 
Müller 
(Berlin) 

(CDU/CSU) 
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Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


37. Abgeordenter Hält die Bundesregierung an der Ansicht fest, daß 
Dr. Miltner die Werften und Luftwaffenmaterialdepots nach- 

(CDU/CSU) geordnete Dienststellen der Luftwaffenversorgungs- 

regimenter sind und deshalb bei jeder dieser Dienst- 
stellen ein eigener Personalrat gemäß § 12 Abs. 1 
des Bundespersonalvertretungsgesetzes zu bilden 
ist? 


38. Abgeordneter Wann wurden oder werden die Personalräte bei 
Dr. Miltner diesen Dienststellen gebildet? 

(CDU/CSU) 


39. Abgeordneter Beabsichtigt die Bundesregierung die Einrichtung 

Milz eines Standortübungsplatzes im rekultivierten Ge- 

(CDU/CSU) biet des ehemaligen Braunkohlentagebaus in 

Frechen/Nordrhein-Westfalen, und in welchem 
Stadium befindet sich gegebenenfalls die dazu 
notwendige Landbeschaffung? 


Wie beurteilt die Bundesregierung die dem Bundes- 
verteidigungsminister mit Schreiben vom 12. No- 
vember 1975 durch den Gemeindevorstand Biel- 
hausen, Kreis Wetzlar, unterbreiteten Probleme 
hinsichtlich des Baus einer Verladerampe für Ketten- 
fahrzeuge des Wetzlarer Standorts der Bundeswehr? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit 

41. Abgeordneter Sind finanzielle Mittel für die Fertigstellung des 
Milz . Jugendzentrums Baasem im Kreis Euskirchen 

(CDU/CSU) aus dem Bundeshaushaltsplan 1976 vorgesehen, 

und was wird die Bundesregierung unternehmen, 
um dieses Jugendzentrum 1976 endgültig seiner 
Bestimmung zu übergeben? 

Wieviel Krankenhäuser im Bundesgebiet wickeln 
ihre Arzneimittelversorgung über krankenhauseigene, 
wieviel über private Apotheken ab, und wie wirkt 
sich das jeweils auf die den Krankenhäusern ent- 
stehenden Arzneimittelkosten aus? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 
und für das Post- und Femmeldewesen 


43. Abgeordneter Billigt die Bundesregierung die geplante Stillegung 
Dr. Lenz der Expressgut- und Reisegepäckannahme und Aus- 

(Bergstraße) gäbe im Bahnhof Rimbach im Odenwald? 

(CDU/CSU) 


42. Abgeordneter 

Gansei 

(SPD) 


40. Abgeordneter 
Lenzer 
(CDU/CSU) 
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44. Abgeordneter 
Dr, Schmitt- 
Vockenhausen 
(SPD) 


Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung 
sicherzustellen, daß der Ausbau der Bundes- 
straße 519 im Raume Hofheim (Nordumgehung)— 
Kriftel alsbald in Angriff genommen werden kann 
und bestehende Widerstände ausgeräumt werden 
können? 


45. Abgeordneter 

Dr. Luda 


(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß von dem Stillegungsvorschlag der 
vom Präsidium der Deutschen Bundesbahn einge- 
setzten Arbeitsgruppe Netzkonzeption auch die 
Strecken Brügge— Lüdenscheid, Brügge— Halver- 
Kierspe— Meinerzhagen— Marienheide und Meinerz- 
hagen-Krummenerl betroffen sind? 


46. Abgeordneter 
Dr. Evers 
(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß die 
analytische Postenbewertung im Lokfahrdienst 
zu Dienstplänen führt, die für einen Teil des Lok- 
personals höchst unsoziale und familienfeindliche 
Zeiteinteilungen verursacht, und daß hierfür ins- 
besondere die Differenzierung nach Zuggattungen 
mit unterschiedlichen Wertfaktoren ursächlich ist? 


47. Abgeordneter 
Dr. Evers 


(CDU/CSU) 


Welche Gründe sind dafür maßgebend, die einzel- 
nen Zugleistungen (Nahverkehr, Schnellzüge, TEE 
und IC-Züge) unterschiedlich zu bewerten, obwohl 
bei gleicher Bewertung aller Zugleistungen eine 
wesentlich bessere Koordinierung der Leistungen in 
den einzelnen Zugplänen erfolgen und soziale 
Härten vermieden werden könnten? 


48. Abgeordneter Kann die Bundesregierung Voraussagen, wieviel 
Seefeld Arbeitsplätze durch den Bau der Schnellbahn- 

(SPD) trasse Mannheim— Stuttgart für den Bereich Nord- 

baden im Hoch- und Tiefbau gesichert oder neu- 
geschaffen werden? 


49. Abgeordneter Ist beabsichtigt, beim Bau der Schnellbahntra'sse 
Seefeld Mannheim— Stuttgart mittelständische Unternehmen 

(SPD) aus der Region einzubeziehen? 


50. 


Abgeordneter 

Picard 


(CDU/CSU) 


Ist bei den inzwischen bekannt gewordenen Plänen 
der Deutschen Bundesbahn, rund 600 km des 
Schienennetzes stillzulegen, die Bundesbahnstrecke 
Seligenstadt— Babenhausen— Eberbach entweder 

ganz oder teilweise enthalten, bzw. welche Aus- 
wirkungen werden diese Pläne auf die genannte 
Strecke haben? 


51. Abgeordneter Sieht die Bundesregierung die für eine weitere 

Picard Erschließung des Odenwalds durch Fremdenver- 

(CDU/CSU) kehr und Industrie ansiedlung negativen Folgen 

einer Einschränkung des Schienenverkehrs bei 
gleichzeitiger Reduzierung der Straßenbauleistun- 
gen, und wie gedenkt sie eine jetzt schon gegebene 
Vernachlässigung dieses Gebiets zu rechtfertigen? 
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52. Abgeordneter Wie erklärt der Bundesverkehrsminister die Tat- 
Baier Sache ^ daß die Bauarbeiten an der Umgehungs- 

(CDU/CSU) Straße B 3 — Leimen — noch immer nicht voran- 


gehen, obwohl am 4. Dezember 1974 der Parla- 
mentarische Staatssekretär im Rahmen der Frage- 
stunde des Deutschen Bundestages erklärte, „ein 
baldiger Baubeginn für die Verlegung der Bundes- 
straße 3 im Bereich Leimen wird nach wie vor an- 
gestrebt“, und welche Voraussetzungen fehlen 
bzw. welche Hinderungsgründe für diese aus der 
Sicht der Gemeinde Leimen nicht vertretbare 
Situation liegen vor? 


53. Abgeordneter Welche Stillegungsmaßnahmen der Deutschen Bun- 
Sauer desbahn sind der Bundesregierung derzeit für das 

(Salzgitter) Gebiet der kreisfreien Stadt Salzgitter bekannt? 

(CDU/CSU) 


54. Abgeordneter Ist die Auflösung des Bundesbahnbetriebsamts 
Röhner Bamberg immer noch geplant, und zu welchem 

(CDU/CSU) Zeitpunkt soll sie mit welcher Aufteilung im Be- 

jahungsfall vollzogen werden? 

Wie viele Beamte, Angestellte und Arbeiter würden 
von einer Auflösung des Bundesbahnbetriebs- 
amts sofort und als Folgewirkung zu einem späteren 
Zeitpunkt betroffen, und auf welche Weise würde 
deren Umsetzung erfolgen? 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß zur 
Erschließung und Verbesserung des Ostallgäu- 
Raums in bezug auf Fremdenverkehr und Wirt- 
schaft der weitere Ausbau der Bundesautobahn 
A 7 nicht nur bis Nesselwang in die Dringlichkeits- 
stufe I A kommen muß, sondern darüber hinaus 
die A 7 bis zur Landesgrenze Füssen in die I A 
eingestuft werden müßte, da sonst eine vernünftige 
Verkehrsführung des örtlichen und überörtlichen 
Verkehrs in Frage gestellt ist? 

Wäre es nicht sinnvoller, die Umgehungsstraße 
Füssen B 310 bis B 16 wie ursprünglich in I A 
zu belassen, und wäre es möglich, daß die Ent- 
scheidung der Bundesregierung insofern modi- 
fiziert wird, indem die Weiterführung der B 16 
bis zur vorgesehenen Umgehung Füssen ebenfalls 
in I A belassen wird, um eine erhebliche Entlastung 
des Nord-Süd Verkehrs und umgekehrt zu erreichen? 


58. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß Typprüf- 
Dr. Franz stellen des Technischen Überwachungsvereins Gut- 

(CDU/CSU) achten für das Kraftfahrbundesamt zur Erteilung 

einer ABE (Allgemeinen Betriebserlaubnis) erstellen, 
wobei nur das Fahrgestell von Lastkraftwagen und 
dergleichen beurteilt wird und keine praktische 
Fahrerprobung des gesamten Fahrzeugs mit end- 
gültigem Aufbau und eventueller Beladung erfolgt, 
und ist der Bundesregierung bekannt, daß hierdurch 
Gefährdung des öffentlichen Straßenverkehrs vorlie- 
gen kann? 
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59. Abgeordneter 

Immer 

(Altenkirchen) 

(SPD) 


Hat die Bundesregierung die Absicht, und gegebe- 
nenfalls wann, die bereits trassierte Umgehungs- 
straße der Gemeinde Weyerbusch im Zuge der B 8 
herzustellen? 


60. Abgeordneter 

Immer 

(Altenkirchen) 

(SPD) 


Ist die Bundesregierung bereit und in der Lage, im 
Fall einer langfristigeren Zurückstellung des Bau- 
vorhabens einer Umgehungsstraße Weyerbusch im 
Zuge der B 8 der Gemeinde Weyerbusch die Mög- 
lichkeit zu geben, ihren Flächennutzungsplan so 
zu gestalten, daß die offengehaltene Trasse ganz 
oder teilweise bebaut werden kann, um Nutzungs- 
möglichkeiten für die Eigentümer zu sichern? 


6 1 . Abgeordneter 
Dr. Köhler 
(Wolfsburg) 
(CDU/CSU) 


Besteht nicht ein Widerspruch zwischen der Aussage 
in der Drucksache 7/4161, daß die nach § 53 a, 
Abs. 1 StVZO vorgeschriebenen Warneinrichtungen 
einerseits ausreichend sind, andererseits aber die 
Prüfrichtlinien für zusätzliche Warnleuchten nach 
§ 53, Abs. 3 StVZO vom 8. Mai 1968 erheblich 
strenger gefaßt sind als die nach § 53, Abs. 1 
StVZO, und den Feststellungen der Bundesregie- 
rung, daß die vorgeschriebenen Warneinrichtungen 
ausreichend seien mit dem erheblichen Forschungs- 
aufwand im Bundesministerium für Forschung 
und Techologie zur Entwicklung fahrzeugautarker 
Abstandswarnsysteme? 


62. Abgeordneter 
Dr. Köhler 
(Wolfsburg) 
(CDU/CSU) 


Welche Institutionen oder Gremien im Verant- 
wortungs- oder Aufsichtsbereich der Bundesregie- 
rung entscheiden über die Aufstellung von Prüf- 
richtlinien und technischen Anforderungen für 
licht technische Einrichtungen bei Kraftfahrzeugen, 
wer entwirft diese Richtlinien, und wie ist in diesem 
Zusammenhang die Einflußnahme der Industrie zu 
beurteilen? 


63. Abgeordneter Nachdem im Rahmen der europäischen Verschwiste- 
Pfeffermann rung (Jumelage) für die Mitglieder der Post- und 

(CDU/CSU) Telegraphen-Jumelage e. V. jedes Jahr außerhalb 

der französischen Ferien die Möglichkeit besteht, 
ihren Urlaub in den Erholungsheimen der fran- 
zösischen Post (Selbsthilfeeinrichtung) zu Vorzugs- 
preisen zu verbringen, frage ich die Bundesregierung, 
welche Möglichkeiten sie sieht, daß den fran- 
zösischen Postkollegen zu ähnlichen Bedingungen 
auch der Aufenthalt in den Erholungsheimen 
des Posterholungs Werks e, V. ermöglicht werden 
kann? 


64. Abgeordneter 

Böhm 

(Melsungen) 

(CDU/CSU) 


Wieviel Paketsendungen wurden aus der Bundes- 
republik Deutschland in den Jahren von 1970 
bis 1975 (nach Jahren aufgeschlüsselt) in die DDR 
geschickt? 


65. Abgeordneter Wird die Bundesregierung im Rahmen der Ver- 
Kiechle teilung ihrer Einstellungsquote von Auszubilden- 

(CDU/CSU) den im Fermeidehandwerk 1976 dem Fernmelde- 

amt Kempten/Allgäu wieder eine ausreichende 
Anzahl Genehmigungen zur Einstellung von Be- 
werbern erteilen, und wenn ja, wieviel? 
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66. Abgeordneter Wird die Bundesregierung dabei berücksichtigen,. 

Kiechle daß im südschwäbischen Raum außer Kem.pten 

(CDU/CSU) keine andere Ausbildungsstätte der Deutschen 

Bundespost zur Verfügung steht und in dieser 
Region mit 500 000 Menschen ein echter Bedarf 
der Deutschen Bundespost an Fernmeldetechnikern 
besteht? 


67. Abgeordneter Zu welchen Kosten wurden vieviel Exemplare des 
Pfeffermann Geschäftsberichts 1974 der Deutschen Bundespost 

(CDU/CSU) hergestellt und an welchen Personenkreis zu wel- 

chen Kosten versandt? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 


68. Abgeordneter 

Hoffie 

(FDP) 


Hält es die Bundesregierung für vereinbar mit den 
Prinzipien der staatlichen Wohnungsbaupolitik und 
dem Ziel einer breiten Streuung von Wohneigentum, 
daß ein von der Bundesregierung kontrolliertes 
Spezialkreditinstitut der Wohungswirtschaft im 
Fall der Zahlungsunfähigkeit eines Bauträgerunter- 
nehmens die hieraus entstehenden Belastungen für 
die leerstehenden Wohnungen einer zu weniger als 
50 % verkauften Wohnanlage ausschließlich den 
Wohnungseigentümer anlastet, obwohl das Kredit- 
institut selber als Grundpfandgläubigerin den wirt- 
schaftlichen Nutzen aus der ordnungsgemäßen 
Pflege und Erhaltung des Grundpfandobjekts 
zieht? 


69. Abgeordneter Hält es die Bundesregierung für wohnungspolitisch 
Hoffie vertretbar, daß eine von der Bundesregierung 

(FDP) kontrollierte Grundpfandgläubigerin es ablehnt, 

den Verkauf leerstehender Wohnungen eines zah- 
lungsunfähigen Bauträgerunternehmens insoweit zu 
fördern, als sie sich an den Kosten von Werbemaß- 
nahmen und Verkaufsabwicklung beteiligt? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
innerdeutsche Beziehungen 


70. Abgeordneter 
Engelsberger 
(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Tatsache, daß 
dem kulturpolitischen Redakteur der Tageszeitung 
,,Die Welt“, Günter Zehm, am 21. November 1975 
ohne Angabe von Gründen die Einreise nach Ost- 
berlin verweigert worden ist, und ist die Bundes- 
regierung bereit, gegen diesen offensichtlichen 
Verstoß der innerdeutschen Abmachungen Schritte 
zu unternehmen? 
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71. Abgeordneter Trifft die Meldung des „Tagesspiegels“ vom 19. No- 
Dr. Zimmermann vember 1975 zu, die Arbeitsgemeinschaft der Rund- 
(CDU/CSU) funkanstalten Deutschlands (ARD) habe ihre Teil- 

nahme an einer Veranstaltung in Leipzig absagen 
müssen, da Ost-Berlin die Vertretung des Senders 
Freies Berlin durch die ARD und umgekehrt nicht 
akzeptiert habe, und weiche Schlußfolgerungen 
zieht die Bundesregierung aus diesem neuerlichen 
Vorstoß Ost-Berlins gegen die im Vier-Mächte- 
Abkommen über Berlin bekräftigten Bindungen 
zwischen dem Land Berlin und dem Bund? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Forschung und Technologie 

Wie beurteilt die Bundesregierung den Vorschlag 
in der vom Bundesminister für Forschung und 
Technologie bestellten Studie ,,Auf dem Wege 
zu neuen Energiesystemen“, daß, „Um das Betriebs- 
verhalten des Fernwärmeverbundes zu studieren, 
sollte für einen typischen Ballungsraum mit Groß- 
und Mittelstädten sowie bereits vorhandenen 
lokalen Fernwärmesystemen der Betrieb eines über- 
regionalen Fernwärmeverbundes unter Einbeziehung 
von konventionellen und nuklearen Großkraft- 
werken demonstriert werden“ im Hinblick eines 
prototypischen Ausbaus des Rhein-Main-Gebiets 
um Frankfurt entsprechend diesen Vorschlägen? 

Welche Maßnahmen lassen sich auf Grund der viel- 
fältigen vom Bundesminister für Forschung und 
Technologie angeforderten Studien zur zukünftigen 
Energieversorgung der Bundesrepublik Deutschland 
speziell für den Frankfurter Raum ableiten, und was 
gedenkt die Bundesregierung konkret an Initiativen 
zu unternehmen, damit das Ergebnis dieser Studien 
sich in politischen Entscheidungen niederschlägt? 


74. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die in der Stellung- 

Dr. Stavenhagen nähme des Zentralverbands des Deutschen Hand- 
(CDU/CSU) Werks zum Fünften Forschungsbericht der Bundes- 

regierung zum Ausdruck kommenden Vorschläge 
einer Verbesserung der Forschungförderung kleiner 
und mittlerer Unternehmen? 

75. Abgeordneter Was gedenkt die Bundesregierung durch konkrete 

Dr. Stavenhagen Maßnahmen zu unternehmen, um die Benach- 

(CDU/CSU) teiligung kleiner und mittlerer Unternehmen bei 

der Forschungsförderung abzustellen? 

76. Abgeordneter Aus welchen Gründen hat der Bundesminister 

Pfeffermann für Forschung und Technologie entsprechend 

(CDU/CSU) der Meldung der Frankfurter Allgemeinen Zeitung 

vom 26. November 1975 einer Ernennung eines 
deutschen Vertreters in den Lenkungsausschuß 
des Instituts Laue-Langevin in Grenoble zuge- 
stimmt, obwohl dem Parlamentarischen Staats- 
sekretär Dr. Hauff nach Meldung der erwähnten 
Zeitung Verdachtsmomente über eine antijüdische 
Tätigkeit des Beraters Vorlagen? 


73. Abgeordneter 

Link 

(CDU/CSU) 


72. Abgeordneter 

Link 

(CDU/CSU) 
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77. Abgeordneter 
Pfeffermann 
(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung den Protest 
französischer Wissenschaftler gegen dieses Mit- 
glied des Lenkungsausschusses, und was hat sie 
unternommen, um die erhobenen Vorwürfe zu 
prüfen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Bildung und Wissenschaft 


78. Abgeordneter 
Baier 

(CDU/CSU) 


Aus welchem Titel des Bundeshaushalts und in 
welcher Höhe wird „Das Zeitbild“ der Arbeits- 
gemeinschaft für Gegenwartskunde finanziert und 
ist sichergestellt, daß derartige Publikationen keine 
einseitigen parteipolitischen Tendenzen enthalten? 


79. Abgeordneter 
Freiherr 
von Fircks 
(CDU/CSU) 


Welche Vorsorgemaßnahmen, insbesondere hinsicht- 
lich der personellen Besetzung, wird die Bundes- 
regierung treffen, damit die Zentralstelle für das 
ausländische Bildungswesen bei der Ständigen 
Kultusministerkonferenz ihre Gutachten zur Bewer- 
tung ausländischer Prüfungen, Diplome etc. im 
Interesse der raschen Eingliederung der Betroffenen 
ohne monatelange Verzögerungen abgeben kann? 


80. Abgeordneter 

Freiherr 
von Fircks 
(CDU/CSU) 


Wird die Bundesregierung Standardinformationen 
herstellen lassen, damit die Betroffenen wenigstens 
in den Grundsatzfragen schnell informiert werden 
können, die Zentralstelle entlastet wird und sich 
verstärkt der Gutachtenerstellung in präzedenz- 
losen Fällen widmen kann? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit 


81. Abgeordneter 

Dr. Todenhöfer 

(CDU/CSU) 


Welche konkreten Projekte der staatlichen Dreiecks- 
kooperation — und von welchem finanziellen Um- 
fang - werden zur Zeit im Rahmen der öffentlichen 
deutschen Entwicklungshilfe durchgeführt, bei de- 
nen erdölexportierende Länder oder ihre Entwick- 
lungsfonds die Mittel zur Finanzierung von Projek- 
ten in dritten Entwicklungsländern und die Kredit- 
anstalt für Wiederaufbau oder die Gesellschaft 
für Technische Zusammenarbeit ihr technisches 
Wissen zur Planung und Durchführung dieser Pro- 
jekte ohne sonstige finanzielle und sachliche 
Leistungen zur Verfügung stellen, in welchem 
Umfang wird durch diese Projekte ein Beitrag zum 
recycling der Ölgelder in die Bundesrepublik 
Deutschland geleistet? 
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82. Abgeordneter Wie hoch wird nach den Plänen der Bundesregie- 

Dr. Todenhöfer rung der Anteil der LLDC-Länder an den gesamten 

(CDU/CSU) bilateralen Zusagen der deutschen öffentlichen 

Entwicklungshilfe - der nach dem jüngsten ent- 
wicklungspolitischen Bericht der Bundesregierung 
im Jahr 1973 18,1 % und im Jahr 1974 19,4 % 
betrug — im Jahr 1975 sein? 


Bonn, den 28. November 1975 
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